1. Wiederholungsfall zur Wissenszurechnung
Sachverhalt (etwas abgewandelt): Der A gab gegenüber dem Versicherungsagenten seiner Versicherung eine Schadensanzeige ab, in der er wahrheitswidrig behauptete, nach einem Verkehrsunfall keine Unfallflucht begangen zu haben. Auf Grund dieser Angaben ersetzte ihm seine Vollkaskoversicherung den entstandenen Schaden. Dem V war zwar der Umstand der Unfallflucht bekannt; er gab diese Information aber - nach Absprache mit A - nicht an die Versicherung weiter.

BayObLG, NStZ 2002, 91 (hierzu Otto, JK 8/02, StGB § 263/68):

aus den Gründen:

Es kann offen bleiben, ob, wie in der neueren Literatur erwogen (LK-Tiedemann 11. Aufl., § 262 Rn 82), die zivilrechtliche Wissenszurechnung einer Hilfsperson des Getäuschten und Verfügenden auch für das Strafrecht anzunehmen ist. Eine solche Wissenszurechnung kann jedenfalls nicht weitergehen, als die zivilrechtliche Zurechnung. Danach kann sich ein Versicherungsnehmer nicht darauf berufen, dass er den Versicherungsagenten oder -vertreter zutreffend mündlich informiert habe, wenn er weiß oder zumindest damit rechnet, dass der Versicherer selbst unrichtig informiert werden wird (Prölss/Martin VVG, 26. Aufl., §§ 16, 17 Rn 17, § 43 Rn 27; BGH VersR 93, 1089). Bei Kollusion zwischen dem Täuschenden und einem die Täuschung Durchschauenden, aber pflichtwidrig den Verfügenden nicht aufklärenden Repräsentanten wird die an sich mögliche Wissenszurechnung durch die Handlungszurechnung nach § 25 II StGB überlagert.
2. Wiederholungsfall zur Wissenszurechnung

Prokurist P der X-GmbH kauft für die X-GmbH beim Zulieferer Z minderwertige Waren ein, deren Qualität („wie von Stiftung Warentest“) ihm Z ebenso ausdrücklich wie wahrheitswidrig zugesichert hatte. Noch während der Vertragsverhandlungen erkennt G, der Geschäftsführer der X-GmbH, die Minderwertigkeit der anzukaufenden Ware, doch unternimmt er nichts, da „ja ohnehin alles den Bach runtergeht“.
Strafbarkeit des Z

§ 263 ggü P/zulasten X-GmbH: (-); zw.
- Täuschung des P: (+)

- Irrtum bei P: (+)

- Lösung ohne Berücksichtigung einer „Wissenzurechnung“ -
- vermögensschädigende Verfügung des P zulasten X-GmbH:


- Abschluss des Vertrages als Vermögensverfügung


- P rechtlich befugt, für X-GmbH zu handeln: § 49 I HGB

           (also „Zurechnungseinheit)


- Vermögensschaden bei X-GmbH: (+) Negativsaldo zwischen 
            Verpflichtung zur Kaufpreiszahlung / Übereignungsanspruch 
            (Ware minderwertig) / Eingehungsbetrug (als schadengleiche 
            Vermögensgefährdung) 

→ also § 263 (+)


- Lösung mit Berücksichtigung einer „Wissenzurechnung“ -
- Irrtum des P: evtl. (-), da „überlagert“ von Kenntnis des G (?)

- vermögensschädigende Verfügung des P zulasten X-GmbH:


- Abschluss des Vertrages als Vermögensverfügung


- P rechtlich befugt, für X-GmbH zu handeln, § 35 I GmbHG

           (also „Zurechnungseinheit)


- Vermögensschaden  bei X-GmbH: (+); s.o.

hier aber: 

- zwar Vermögensverfügung: kausal für Vermögensschaden; jedoch:

- keine objektive Zurechnung des Vermögensschadens infolge Kenntnis 
  des G als für Außenkontakt maßgeblichen GmbH-Organ 
  (freiverantwortliche Selbst[?]
-Schädigung); zw.
�   § 49 I HGB: „Die Prokura ermächtigt zu allen Arten von gerichtlichen und außergerichtlichen Geschäften und Rechtshandlungen, die der Betrieb eines Handelsgewerbes mit sich bringt.“


� Strafbarkeit des G nach §§ 263, 27, 13 (garantenpflichtwidriges Nichtaufklären des Irrtums bei P als Tatförderung) sowie nach § 266 I, 2. Fall.


� § 35 I GmbHG: „Die Gesellschaft wird durch die Geschäftsführer gerichtlich und außergerichtlich vertreten.“


� Geschädigt wird ja die GmbH, deren Gesellschafter ja keineswegs zugestimmt haben…; zur Unterordnung des GmbH-Geschäftsführers bei seiner GmbH-Vertretung gegenüber den Gesellschaftern vgl. auch § 37 I GmbHG: „Die Geschäftsführer sind der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, die Beschränkungen einzuhalten, welche für den Umfang ihrer Befugnis, die Gesellschaft zu vertreten, durch den Gesellschaftsvertrag oder, soweit dieser nicht ein anderes bestimmt, durch die Beschlüsse der Gesellschafter festgesetzt sind.“ Andererseits  beziehen sich die Gesellschafterbefugnisse idR nicht auf die Durchführung der Geschäfte, vgl. den Katalog des § 46 GmbHG (laufende Geschäfte nicht erwähnt); aber auch § 45 GmbHG: „(1) Die Rechte, welche den Gesellschaftern in den Angelegenheiten der Gesellschaft, insbesondere in bezug auf die Führung der Geschäfte zustehen, sowie die Ausübung derselben bestimmen sich, soweit nicht gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, nach dem Gesellschaftsvertrag. (2) In Ermangelung besonderer Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages finden die Vorschriften der §§ � HYPERLINK "http://127.0.0.1/bibdata/ges/GmbHG/cont/GmbHG.P45.htm" \l "#" �46� bis � HYPERLINK "http://127.0.0.1/bibdata/ges/GmbHG/cont/GmbHG.P45.htm" \l "#" �51� Anwendung.“
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